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ANZEIGE

IM GESPRÄCH
MITEINANDER.
Die nächste Sprechstunde mit
Bernard Kobler, CEO der Luzerner
Kantonalbank, für Kunden,
Aktionäre und Interessenten der
LUKB findet statt am

Dienstag, 27. November 2007,
@4 bis @6 Uhr

Bitte melden Sie sich an, wenn Sie
ein persönliches Gespräch wünschen.

Senden Sie eine E-Mail an
liselotte.roos@lukb.ch oder rufen
Sie an, 04@ 206 2@ 48.

Bahnstreiks

Sabotage legt TGV-Linien lahm
Trotz Verhandlungen wird in
Frankreich weiter gestreikt.
In Deutschland hingegen
herrscht zumindest bis
Montag Ruhe.

ap. Nach Sabotageakten konnten ges-
tern die französischen TGV-Züge auf
vier Linien stundenlang nicht fahren.
Rund die Hälfte der Fernverkehrszüge
konnte nicht fahren. Am Morgen ver-
handelten die Gewerkschaften mit der
Pariser Verkehrsgesellschaft, am Nach-
mittag folgte die erste Verhandlungs-
runde bei der Staatsbahn SNCF. Nen-
nenswerte Resultate wurden nicht er-
reicht. Das Ziel bleibt aber, sich binnen
eines Monats zu einigen: auf Kompen-
sationen für die Anhebung der Lebens-
arbeitszeit um zweieinhalb Jahre.

Derweil beklagt die Präsidentin des
Arbeitgeberverbandes, Laurence Pari-
sot, die Auswirkungen: «Es ist eine echte

Katastrophe für unsere Wirtschaft, die
Kosten sind unkalkulierbar, vermutlich
gigantisch.» Genaue Zahlen nannte sie
nicht. Laut Berechnungen der Regie-
rung verliert die Wirtschaft pro Streiktag
500 bis 700 Millionen Franken.

Deutsche Bahn macht Angebot
Besser sieht die Lage in Deutschland

aus: Mit einem neuen Angebot an die
Lokführergewerkschaft GDL hat die
Deutsche Bahn Streiks bis mindestens
am Montag abgewendet. Sollte das
Angebot zu neuen Verhandlungen füh-
ren, soll es auch während dieser Zeit
keinen Ausstand geben, teilte die Ge-
werkschaft mit. Zum Inhalt des neuen
Angebots will die GDL vorerst keine
Angaben machen, auch die Bahn äus-
serte sich dazu nicht. Die Gewerkschaft
will deutlich mehr Lohn und einen
eigenständigen Tarifvertrag.

Der Bahn droht allerdings bereits
neuer Ärger: Die grössere Gewerkschaft
Transnet droht nun ebenfalls wieder mit
Streiks. Die «Welt» zitiert aus einem Brief

von Transnet-Chef Norbert Hansen von
gestern, nach ersten Verhandlungen
über eine neue Entgeltstruktur habe es
keinen Fortschritt gegeben. Notfalls wer-
de man auch zu Streiks aufrufen.

Streiks in zwei weiteren Ländern
Wie in Frankreich hat gestern in

Griechenland ein zweitägiger Streik ge-
gen eine Rentenreform begonnen. Vor-
erst legten das medizinische Personal
der staatlichen Sozialversicherungsan-
stalt sowie die Beschäftigten der Privat-
bank Alpha die Arbeit nieder, am
Dienstag wollen Journalisten nachzie-
hen, und für den 12. Dezember wurde
bereits ein Generalstreik anberaumt.

In der ungarischen Hauptstadt Buda-
pest haben Eisenbahner, Busfahrer und
andere Beschäftigte den gesamten
Nahverkehr lahmgelegt. Die Proteste
richten sich gegen das Vorhaben der
linken Regierung zur Privatisierung der
Gesundheitsversorgung sowie gegen
geplante Rentenkürzungen und die
Stilllegung von Bahnstrecken.

HERAUSGEPICKT

Internet steht
2010 still
Immer mehr Videos und
Musik bringen das Internet an seine
Grenzen. Spätestens 2010 ist die
Kapazität der weltweiten Datenlei-
tungen erschöpft, prophezeit die
amerikanische Nemertes Research
Group. Einzige Abhilfe: Die Internet-
provider müssten weltweit rund 150
Milliarden Franken in den Ausbau
ihrer Leitungen und Rechnerinfra-
struktur investieren. Im Monat Mai
hätten drei Viertel der Internetsurfer
in den USA durchschnittlich rund 158
Minuten Video und mehr als 8,3
Milliarden Videostreams angeschaut,
begründet die Gruppe. Allein in die-
sem Jahr würden Internetsurfer 161
Exabyte neue Daten generieren – das
sind umgerechnet 50 000 Jahre Vi-
deo inDVD-Qualität. f f

NACHRICHTEN
Hacker stoppen
Swisscom-Service
Zürich – Bei mehreren tausend
Swisscom-Kunden sind gestern
Abend zwischen 17 und 21 Uhr die
Internetdienste ausgefallen. Grund
dafür war ein Hacker-Angriff auf die
Swisscom-Rechner, wie auf der
Homepage des IP-Plus-Services ver-
meldet wurde. Offenbar wurden die
Swisscom-Rechner mit Anfragen
bombardiert, bis sie abstürzten. Die
Herkunft der Attacke ist unklar.
Gestern Abend konnten noch nicht
alle Probleme behoben werden. (ff)

Genfer Firma
gesteht Korruption
Bern – Die Genfer Ölhandelsfirma
Vitol hat Schmiergeldzahlungen an
Irak zugegeben. Die Zahlungen er-
folgten im Öl-für-Nahrungsmittel-
Programm der UNO zu Zeiten des
Diktators Saddam Hussein. Die Fir-
ma zahlt nun 14,5 Millionen Fran-
ken an den UNO-Entwicklungs-
fonds für den Irak sowie eine Busse
von 5 Millionen Franken an Stadt
und Staat New York. (ap)

Die abgewählte Regierungsrätin Marina
Masoni wird eine Bank leiten. KEYSTONE

Tessin

Masoni wird
Privatbankerin

sda. Die im April abgewählte Tessiner
FDP-Finanzdirektorin Marina Masoni
hat einen neuen Job. Sie übernimmt im
zweiten Quartal 2008 die Leitung der
Niederlassung der Bank Wegelin in
Lugano.

Masoni werde auch in die Geschäfts-
leitung der Bank eintreten, teilte die St.
Galler Privatbank gestern mit. Die Ge-
samtverantwortung für das Geschäft im
Tessin werde weiterhin vom bisherigen
Verantwortlichen Michele Moor wahr-
genommen.

Wegelin hat neben dem bisherigen
Standort in Lugano eine zweite Nieder-
lassung in Locarno eröffnet, was eine
Aufteilung der Führungsstruktur nötig
machte. In Locarno ist weiterhin Stefa-
no Morniroli zuständig.

Im April aus Regierung abgewählt
Masoni war zwischen 1995 und 2007

Regierungsrätin im Kanton Tessin. Im
April dieses Jahres wurde sie abgewählt.
Masoni war im Wahlkampf ein Interes-
senkonflikt vorgeworfen worden, weil
sie als Finanzdirektorin häufig Kredite
beantragte, die einer Organisation zu-
gute kamen, die sie selbst präsidierte.

Ethikprofessor
Peter Ulrich.

BILD PD

Professor Peter Ulrich

«Profitgier wird hemmungslos»
EXPRESS

6 Banken müssen ihre Leute
anleiten, nicht mit allen
Mitteln Gewinn zu machen.

6 Banken gehen dann hohe
Risiken ein, wenn andere für
das Scheitern bezahlen.

«Die UBS wollte jetzt
offenbar im Investment-
banking um fast jeden
Preis an die Weltspitze.»

UBS und CS kauften riskante
Hypothekenpapiere – mit
schwer wiegenden Folgen.
Kennen die Banken keine
ethischen Richtlinien?
Peter Ulrich gibt Antworten.

INTERVIEW VON INGE STAUB

Die US-Finanzkrise hat viele Menschen
in Not gebracht. Kennt das Geschäft mit
der Geldvermehrung keine Moral?
Peter Ulrich*: Das Geldgeschäft

bringt sicher besondere moralische Ge-
fährdungen mit sich.

Was meinen Sie mit Gefährdungen?
Ulrich: Das Maximieren des Gewinn-

strebens ist in unserer calvinistisch
geprägten Kultur moralisch ins Positive
gedreht worden, während es in allen
anderen Kulturen verdächtig war. Wenn
wir das nüchtern und frei von Metaphy-
sik anschauen, würde ich sagen, es ist
dieses Maximierungsdenken, das den
Kern der Gefährdung darstellt. Wir kön-
nen es auch die Geldgier nennen.

Waren in diesem Sinne die Investment-
banken von UBS und CS sowie andere
Banken, die riskante Hypothekenpa-
piere kauften, zu geldgierig?
Ulrich: Es ist das ausgeprägte Bei-

spiel einer Branche, wo Profitmaxi-
mierung über fast alles zum mehr
oder weniger dominanten Hand-
lungsmotiv zu werden droht. Es
scheint auch den führenden Finanzin-
stituten immer öfter zu passieren, dass
diese Profitmaximierung so hem-
mungslos wird, dass es über kurz oder
lang zu skandalträchtigem Fehlverhal-
ten einzelner Akteure oder ganzer Ge-
schäftsbereiche kommt.

Sie sprechen von Akteuren. Wer ist
verantwortlich – die einzelnen Mitarbei-
ter oder der Verwaltungsrat?
Ulrich: Die Führungsverantwortung

ist immer an der Spitze. Und sie ist
unteilbar. Wenn eine Geschäftsfüh-
rung, eine Konzernleitung,
Geld macht mit Ge-
schäftsmodellen, von

denen man wissen kann und muss,
dass sie mit hohen Risiken verbunden
sind, dann wächst die Verantwortung,
dass man den Akteuren, die im Tages-
geschäft im besonderen Masse dieser
Gefährdung zu einseitigem Denken un-
terliegen, klare Leitplanken vorgibt.
Man muss sie anleiten, nicht mit belie-
bigen Mitteln Ge-
winn zu machen,
sondern sich an vor-
her geklärte Prinzi-
pien zu halten. Das
ist die Frage einer
Integritäts- und Ver-
antwortungskultur.

Wie kommt ein Unternehmen zu einer
Verantwortungskultur?
Ulrich: Drei Dinge tun Not: Es gilt die

Mitarbeiter zu befähigen, zu ermutigen
und sie im verantwortungsbewussten

Handeln mit institutionellen Rücken-
stützen zu unterstützen. Dabei ist es
entscheidend, dass die Verhaltenser-
wartungen mit den impliziten Anreizen
aller Führungssysteme konsistent sind.
Geschäftsprinzipien sind wenig über-
zeugend, wenn die Mitarbeiter wissen,
dass am Ende für den Jahresbonus ganz

andere Dinge zäh-
len: wer Umsatz ge-
bolzt hat, wer Ge-
winn gemacht hat,
wer Kosten gedrückt
hat. Auch bei der
Personalauswahl,
-belohnung und -be-

förderung sollte das integre und verant-
wortungsbewusste Handeln konse-
quent berücksichtigt werden.

Die Schweizer Banken galten lange als
Musterknaben. Weshalb wendete sich
das Blatt?
Ulrich: Was man zu UBS und Credit

Suisse sagen kann, ist, dass die Credit
Suisse ein gebranntes Kind ist. In-

dem sie vor einigen Jahren um
die Jahrtausendwende mit

ihrer amerikanischen In-
vestmentbank CS First

Boston in teilweise
wirklich skandalöse
und unglaubliche
Verhaltensmuster
hineingelaufen ist.

Die Credit Suisse
scheint daraus im-

merhin einiges gelernt
zu haben. Die UBS da-
gegen war eine eher
konservativ geführte
Bank und wollte jetzt
offenbar um fast jeden
Preis in der Sparte In-

vestmentbanking an die
Weltspitze aufschliessen.

Sie ging dementsprechend
in jüngerer Zeit wohl zu gie-
rig vor, nahm zu hohe Risi-
ken in Kauf, soweit man das
von aussen beurteilen kann.

Warum geht die Finanzbranche über-
haupt solche Risiken ein, obwohl man
diese eigentlich kennt?
Ulrich: Im Finanzgeschäft besteht eine

spezielle moralische Versuchung. Es ist
die Versuchung, hohe Risiken dann ein-
zugehen, wenn man davon ausgehen
kann, dass andere dafür bezahlen, wenn
der schlechteste Fall eintritt – dass man
also die Folgen abwälzen kann. Es gibt in
der Finanzbranche zwei Möglichkeiten.
Die eine ist die Allgemeinheit. Beispiel
aktuelle Krise: Nationalbanken pumpten
Milliarden an Liquidität in die Finanz-
märkte, damit diese nicht zusammenbre-
chen. Die privaten Problemverursacher
werden so mit öffentlichen Mitteln aus
ihrer prekären Lage gerettet, und darauf
können sie sich verlassen, denn volks-
wirtschaftlich steht zu viel auf dem Spiel.

Und die zweite Möglichkeit?
Ulrich:Und die zweite Möglichkeit ist,

dass die Mitarbeiter die Misere ausba-
den. Wenn es der Firma schlecht geht,
baut sie ganze Abteilungen ab – mit
dem Sachzwangargument, man könne
es sich infolge veränderter Marktver-
hältnisse nicht mehr leisten, die Leute
zu halten. Die Finanzkrise geht zudem
in unglaublichem Ausmass auf Kosten
kleiner Anleger, die jetzt wieder einmal
ihre sauer ersparten, direkt oder indi-
rekt an der Börse angelegten Ersparnis-
se schwinden sehen.

HINWEIS

6 *Peter Ulrich (59) ist Direktor des Instituts für
Wirtschaftsethik an der Universität St. Gallen.5
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